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1890 Partie »on officielle. VIIIme amife Supplement au J^103.Beilage zu I2103. VIII. Jahrgang. Nichtamtlicher Thcil.

Kreisschreiben des Bnndesrathes
an

sämmtliche eidgenössische Stände

betreffend

iic ferorfliiii ier Hanflelsregister ml HanfleMitsMatt toi 6. lai 1890,

(Vom 11. Juli 1890.)

Getreue, liebe Eidgenossen!
Nachdem sich eine Revision der Verordnung über Handelsregister und

Handelsamtsblatt vom 29. August/7. Dezember 1882 schon längst als wünschbar
_

erwiesen hat,
ist dieselbe durch Atmahme des llundesgosetzes zur Ergänzung der Bestimmungen des

Obligationenrechts über das Handelsregister, vom 11. Dezember 1888, nothwendig geworden.
"Wir haben in Folge dessen unterm 6. Mai 1890 eine neue Verordnung über

Handelsregister und Handelsamtshlatt erlassen.
Diese neue Verordnung nimmt auf die in der Praxis seit 1883 zu Tage getretenen

Bedürfnisse, auf das zitirte Bundesgesetz vom 11. D( zember 1888 und auf das Bundesgesetz

vom 11. April 1889 über Schuldbetreibung und Konkurs Rücksicht.
Es kann selbstverständlich nicht unsere Aufgabe sein, jeden einzelnen Punkt, in

welchem die neue Verordnung von den bisherigen Vorschriften abweicht, hervorzuheben.
Immerhin glauben wir, nicht unterlassen zu dürfen, Sie auf folgende Bestimmungen
besonders aufmerksam zu machon:

I. Kantonale Inspektionen. Durch Absatz 3 des zweiten Artikels ist den
kantonalen Aufsichtsbehörden die Pflicht auferlegt, die Geschäftsführung der einzelnen
Registerburcaux alljährlich mindestens einmal zu prüfen oder durch eine von ihnen
bezeichnete Amtsstelle prüfen zu lassen. Wir sahen uns zu dieser Anordnung veranlaßt,
weil leider eine große Zahl von Registerburcaux durchaus nicht ordnungsmäßig
verwaltet werden und die Buudesbehörden zu ihrem Bedauern nicht in der Lage sind,
jährlich mehr als einen kloinen Bruchtheil der 118 Bureaux zu inspiziren.

In gleichem Maße ist durch das mit dem Handelsregister in so enger Beziehung
stehende Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs den kantonalen Aufsichtsbehörden

die Pflicht auferlegt, die Geschäftsführung der Betreiliungs- und Konkursämter
zu prüfen.

II. Stellvertretung der liegisterführer. Die Kantonalbehörden werden durch
Art. 2 angehalten, für jeden Registerführer einen ständigen Stellvertreter zu bezeichnen.
Es ist dies absolut nothwendig, wenn bei Verhinderung des Registerführers keine
Stockung in der Geschäftsbesorgung eintreten soll, was bisher leider häufig der Fall war.

Wir ersuchen Sie daher, sofern bis jetzt bei Ihnen für die Stellvertretung noch
nicht gesorgt sein sollte, zur Einführung derselben das Nöthige anzuordnen und hierüber
spätestens auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der revidirten Verordnung unserm
Justiz- und Polizeidepartemente Mittheilung machen zu wollen.

III. Eintragspflicht. Art. 8 des Buttdesgesetzes zur Ergänzung der Bestimmungen
des Obligationenrechts über das Handelsregister (vom 11. Dezember 1888) verlangt vom
Bundesratho, daß er die erforderlichen Verfügungen treffe, damit die Verpflichtung zur
Eintragung in das Handelsregister überall gleichmäßig erfüllt werde. Dieser Aufgabe
sucht Art. 13 der Verordnung gerecht zu werden. Es sind in demselben bestimmte
Normen betreffend die Eintragspflioht aufgestellt.

Die Gewerbe, welche Kauf und Verkauf vermitteln, Geld-, Wechsel-, Effektenoder

Börsengeschäfte betreiben oder vermitteln, die Beförderung von Personen, Sachen etc.
übernehmen, Stellenvermittelungsburoaux, Pfandleihanstaltcn und dgl. führen, oder das
Versicherungsgeschäft betreiben (Art. 18, Ziffer 1, litt, b, e, d, e, /'), unterliegen ihrer
Natur nach der Eiutragungspflicht; für sie war es daher nicht nöthig, diesfalls ein
besonderes Merkmal aufzustellen.

Dagegen besteht ein solches Bedfirfniß mit Bezug auf die übrigen in Art. 13

aufgeführten Gewerbe. Wir haben nun für dieselben eine gewisse Grenzlinie gezogen,
indem wir als eintragspiiiehtig erklären:

1) die llandelsgewerbe, die sich mit dem Ein- und Verkauf von Gegenständen be¬
fassen (Verordnung Art. 18, Ziffer 1, litt, a), wenn der durchschnittliche Werth
ihres Waarenlagers mindestens Fr. 2000 und ihr Jahresumsatz (die jährliche
ttoheinnahme) mindestens Fr. 10,000 beträgt;

2) die Fabrikations- und anderen nach kaufmännischer Art betriebenen Gewerbe
(Art. 18, Ziffer 2, und Ziffer 8, litt, a his d), die kein Waarcnlager haiton, wenn
ihr Jahresumsatz oder der Werth ihrer jährlichen Produktion Fr. 10,000 erreicht.

In der bezeichneten Weise scheint uns die dem Bundesratho durch Art. 8 des

Bundesgesetzes vom 11. Dezember 1888 übertragene Aufgabe für einstweilen am besten
gelöst zu sein.

71". Eintheilung des Handelsregisters. Gemäß Art. 12 zerfällt das Handelsregister
in drei Abtheilungen: das H&uptrcgiater, das besondere Register und das Register der
nichtkau fmännischen Prokuren.

Die Dreitheilung enthält gegenüber dem bisherigen Zustande nur scheinbar eine
Aenderung; es wird sich dies aus unsern Ausführungen zu Ziffer X, betreffend das
Register der nichtkaufmännischen Prokuren (Register * C), ergeben.

F. Alphabetisches Pcrsonenvcrzcichniß. Art. 39 des Bimdcsgesetzes über
Schuldbetreibung und Konkurs macht es nothwendig, daß neben dem bisher geführten
alphabetischen Nachschlageverzeichniß zum Firmonbuch und dem alphabetischen Buche
des besondern Registers noch ein Verzeichniß sämmtlicher im Firmenbuche eingetragener
Personen geführt wird. Das Verzeichniß soll den vollen Namen, den Heimath- und
Wohnort der betreffenden Personen enthalten, ebenso ihre Firma und die Eigenschaft,
in welcher sie eingetragen sind. Dabei ist in einer besondern Rubrik anzugeben, ob
die betreffenden Personen der Konkursbetreibung (d. h. für gewöhnliche Forderungen
der ordentlichen Konkursbetreibung, für Wechselforderungen der Wechselbetreibung)
unterliegen (Art. 16, litt. b). Wenn eine Person in Wegfall kommt, so ist auch das
Datum vorzumerken, unter welchem die Löschung durch das Handelsamtsblatt publizirt
wurde. Es ist dies mit Rücksicht auf Art. 40 des Botreibungs- und Konkursgesetzes
unerläßlich, damit an Hand der Kontrole die halbjährige Frist berechnet werden kann,
innerhalb welcher die betreffende-Person nach der Löschung noch der Konkursbetreibung
unterliegt Das Justiz- und Polizeidepartement wird ein Formular für dieses Verzeichniß
entwerfen und Ihnen zu Händen der Registerburcaux mittheilen.

Wie von den neuen Verzeichnissen, so sind auch von den schon laut Art. II der
bisherigen Verordnung geführten alphabetischen Verzeichnissen der im Hanptregister (A)
eingetragenen Firmen Abschriften herzustellen. Diese Verzeichnisse seilst sind zu
bereinigen, d. h. alle gelöschten Firmen in denselben mit rother Tinte durchzustreichen.
Auch ist von nun an bei jeder gestrichenen Firma der Tag anzugehen, an welchem die
Streichung durch das Handelsamtshlatt veröffentlicht wurde.

Auch von den Verzeichnissen der im besonderen Register (B) eingeschriebenen
Personen müssen Abschriften angefertigt werden.

Die Abschriften dieser drei Verzeichnisse sind in so viel Exemplaren anzufertigen,
als nothwendig ist, um sämmtliche Schuldbctrcibungsämter damit versehen zu können.
Indessen müssen nur diejenigen Personen und Firmen aufgenommen werden, welche
nicht schon vor dem 1. Juli 1891 gestrichen sein werden. Bei allen Firmen oder
Namen, die nach dem 1. Juli 1891 gestrichen werden, ist das Publikationsdatum der
Streichung vorzumerken.

Bis zum 81. Dezember 1891 sind die Doppel dieser Verzeichnisse von den
Registerburcaux bereit zu halten, damit sie sofort mit dem Inkrafttreten des
Schuldbetreibung«- und Koiikursgesetzes den Schuldbetreihungsämtcrn zur Verfügung gestellt
werden können. Vom 1. Januar 1802 ab liegt die Nachführung den Schuldbetreibungs-
ämtern ob, welchen zu diesem Zwecke das Handelsamtsblatt zugestellt wird (Art. 48
der Verordnung über Handeleregister und Handelsamtshlatt).

VL Natur des Geschäftes und Geschäftslokal. Nach den bisherigen Vorschriften
hatten die Registerführer Angaben über die Natur des Geschäftes und das Geschäfts-
lokal nur auf Verlangen der Anmeldenden einzutragen. Art. 21, Abs. 4, macht diese
Angaben nunmehr obligatorisch. Wenn auch dieselben durch das Gesetz nicht direkt
verlangt werden, so darf man sie dennoch nicht in das Belieben der Anmeldenden
stellen. Thatsäcblich ist die Angahe der Geschäftsart ein wichtiger Bestandteil der
Eintragung und wurde bisher nur äußerst selten unterlassen. Wo es absichtlich geschah,
mögen die Beweggründe kaum ganz lautere gewesen sein. Uebrigcns dreht sich die
Frage der Eintragspflicht im Grunde genommen eben um die Natur dos Geschäftes;
in vielen Fällen verlangt dag Gesetz ausdrücklich deren Angabe (Aktiengesellschaft,
Genossensehaft). Das Geschäftslokal muß schon mit Rücksicht auf eine allfällige
Betreibung angegeben werden.

VII. Genossenschaftsverreichnüse. Art. 24 regelt das Verfahren bei Einschreibung
und Streichung von Mitgliedern von Genossenschaften mit persönlicher und solidarischer
Haftbarkeit. Die bisherigen Vorschriften enthielten nur Angaben über die Einrichtung
des bezüglichen Buches, sprachen sich aber über die Art des Vorgehens hei den
Einschreibungen selbst und über die Behandlung der Belege gar nicht aus.

VIII. Zwangseintragungen. Die Art. 25, 26 und 27 stellen bindende
Vorschriften auf hinsichtlich des Verfahrens gegen widerspenstige Eintragspflichtige und
hinsichtlich der Zwangseintragungen im Sinne des Art. 2 des Ergänzungsgesetzes vom
11. Dezember 1888.

IX. Löschungen von Amtes wegen. Zu den im Art. 28 gegenüber den früheren
Bestimmungen über die Löschungen von Amtes wegen enthaltenen Neuerungen ist
Folgendes zu bemerken:

1) Durch den Nachsatz bei Ziffer 2: „oder vom Registerfiihrer dazu angehalten
werden konnten" werden die llegisterführer neuerdings angewiesen, die Säumigen zur
Erfüllung der durch Artikel 866 0. lt. aufgestellten Pflicht zur Anmeldung des Erlöschens
einer Firma anzuhalten, was diese Beamten zufolge Art. 875 0. R. von Amtes wegen
thun sollen. Die Löschung von Amtes wegen ist ein Hülfsmittel, das Register von
todten Firmen zu reinigen, das erst dann zur Anwendung kommen soll, wenn die
Löschungspflichtigen aus irgend welchen Gründon (Abwesenheit etc.) nicht zur Löschung
gezwungen werden können.

Gemäß Art. 864 0. R. (Art. 25 der Verordnung) kann gegen eine Person, welche
verpflichtet ist, eine das Handelsregister betreffende Thatsache anzumelden, durch
Anwendung von Ordnungsbußen Zwang ausgeübt werden. Der Registerfiihrer soll daher
nicht unthatig zuwarten und erst dann einschreiten, wenn der Grund zur Löschung von
Amtes wegen bereits vorliegt. Er soll vielmehr dafür sorgen, daß der Fall der amtlichen
Streichung im Sinne des Art. 28, Ziffer 2, der Verordnung nur äußerst gelten vorkomme.

2) Mitwirkung der Gemeindebehörden. Zu diesem Zwecke müssen sich die
Registerführer allerdings in nähere Beziehung zu den Gemeindebehörden setzen, damit
ihnen dieselben über Niederlassung und Wegzug von Personen, welche dem Handels -
starido angehören, joweilen rechtzeitig Mittheilung machen. In vielen Fällen werden
freilich die kantonalen Oberbehörden den Gemeindeorganen strikte Weisung hierüber
geben müssen, denn das Entgegenkommen der Gemeindebehörden ließ in dieser Hinsicht
bisher an manchen Orten viel zu wünschen übrig.

Es versteht sich von selbst, daß die Vorschrift des Art. 28, die Löschung sei nach
Verfloß eines Jahres von Amtes wegen vorzunehmen, nicht wörtlich ausgelegt werden
darf. Ks ist ja möglich, daß ein. Registerfiihrer trotz aller Vorsicht erst dann vom Tode
oder Wegzüge eines Firmainhabers Kenntniß erhält, wenn seit dem Eintritt jener Thatsache

bereits ein Jahr verstrichen ist. Er darf dann nicht sofort zur amtlichen Löschung
schreiten, vielmehr soll er sich vorher vergewissern, ob wirklich keine anmeldungs-
pflichtige Person auffindbar ist (Art. 866 0. R.), von der die Anmeldung zur Löschung
erzwungen werden bann.

3) Löschung in Folge gerichtlichen Urtheüs. Art. 21, Ziffer 3, der bisherigen
Verordnung lautete:

„Die Löschung eingetragener Firmen geschieht von Amtes wegen wenn
ein gerichtliches Urtheil die Löschung ausgesprochen hat (Art. 24)."

Nach Art. 28, Ziffer 4 der neuen Verordnung kann die Löschung in Folge gerichtlichen
Urtheils nur noch dann von Amtes wegen erfolgen, wenn das Urtheil von einem Dritten gegen
eine Firma erwirkt wurde (also z. 11. gemäß Art. 898, 710, 876 0. II.). In den Fällen
nämlich, wo die Mitglieder von Kollektiv- oder Kommanditgesellschaften zum Zwecke
der Lösung des Gesellschaftsverhältnissos die Gerichte anrufen und die Löschung einer
Firma durch gerichtliches Urtheil ausgesprochen wird, liegt kein Grund vor, die
Löschung von Amtes wegen und gebührenfrei vorzunehmen. Hier hat kein Dritter
ein Interesse an der Löschung, sondern lediglich der obsiegende Gesellschafter, der auf
Grund des Urtheils, gegen Erlegung der ordnungsgemäßen Gebühren, ohne Mitwirkung
des oder der übrigen Gesellschafter, die Streichung verlangen kann.

X. Itcgister G. Scheinbar neu ist das Register „C. Dasselbe ist aber nichts
Anderes als das schon in der frühern Verordnung in Art. 10 erwähnte Heft für Prokura-
ertheilungen im Sinne des dritten Absatzes des Art. 422 0. R. Der Umstand, daß
dieses Register bisher irrthüinlicher Weise von sehr vielen Registorbureanx für
Eintragung von kaufmännischen l'rokuraertheilungen im Sinne des Art. 422, Abs. 1 und 2,
verwendet wurde, welche indessen im Firmenbuche, bei der Firma, von welcher sie
ertheilt sind, in der Rubrik .Bevollmächtigungen" eingeschrieben werden müssen,
machte es nothwendig, dasselbe in der revidirten Verordnung besonders zu behandeln
(Art. 12, 86 und 87),

XI. Gebühren. Hinsichtlich der Gebühren mußten einige Aenderungen getroffen
werden:

1) Einzelfirmen. Die bisheiige Verordnung enthält keine Bestimmungen über die
für Aenderungen bei Einzelfinnen zu beziehenden Gebühren. Es beruhte dies lediglich
auf einer Auslassung. Man sieht nicht ein, weßhalb Aenderungen hei Einzelfirmen
gebührenfrei stattfinden sollten, wie es nach der bisherigen Verordnung hätte scheinen
können. Für diese Aenderungen (Domizilwechsel des Inhabers, Aenderung des
Geschäftslokales oder der Natur des Geschäftes, Verlegung des Geschäftssitzes an einen
andern Ort desselben Registerbezirkes, u. dgl. m.) wurden seit bald fünf Jahren übungsgemäß

stets Gebühren erhoben. In Art. 88 wird diese Gebühr nunmehr auf Fr. 8 fixirt,
2) Vorstandsmitglieder von Genossenschaften. Hinsichtlich der Vorstandsmitglieder

von Genossenschaften waren Ausnahmebestimmungen zu treffen. Gemäß Art. 696 0. R.
müssen sämmtliche Mitglieder der Vorstände von Genossenschaften in das Handelsregister

eingetragen werden, und zu Folge Art. 861 0. R. sind auch die Veränderungen
iin Personalbestand der Vorstände einzutragen. Da nun die Amtsdauer in der Regel
nur eine kurze ist, und die Vorstände gewöhnlich aus einer verhältnismäßig großen
Zahl von Personen zusammengesetzt sind, so werden die (zum weitaus größten Thoil
bäuerlichen Verhältnissen dienenden) Genossenschaften durch die Eintragungen finanziell
unverhältnismäßig stark belastet. Nach den bisherigen Bestimmungen über die Gebühren
waren für derartige Eintragungen Fr. 5 pro Person zu berechnen. Durch die Praxis
wurde allerdings die Erleichterung geschaffen, daß in allen Fällen, wo sich bei
Anwendung dieser Taxe eine höhere Summe als die für Aenderungen im Allgemeinen
vorgesehenen Gebühren (Fr. 10, 21 oder 50) ergeben hätte, diese letztere bezogen wurde.
Die erhobenen Gebühren überschritten daher in der Regel den Betrag von Fr. 10 nicht.
Allein auch diese Summe erscheint zu hoch.

Wir haben daher für die Eintragung von Pergon&länderungen in den Vorständen
von Genossenschaften, ohne Rücksicht auf die Personenzahl, eine einheitliche Gebühr
von Fr. 5 vorgesehen. Es ist also bei derartigen Eintragungen keine Rücksicht mehr
darauf zu nehmen, ob eine oder mehrere Personen wechseln und ob dieselben befugt
seien, die rechtsverbindliche Unterschrift Namens der Genossenschaft zu führen.

Wir haben nichts dagegen einzuwenden, wenn Sie Ihre Registerfiihrer anweisen,
schon jetzt und nicht erst auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen Verordnung,
nach diesem Grundsatze zu verfahren.

3) Aenderungen bei Vereinen. Wies bei den Genossenschaften, so können auch
bei den Vereinen für Aenderungen in der Vertretung nicht die für Löschungen und
Eintragungen von Bevollmächtigungen bestimmten Gebühren gefordert werden. Die
bisher befolgte Praxis, hiefür eine einheitliche Gebühr von Fr. 3 zu erheben, ist durch
die neue Verordnung sanktionirt.

4) Mitgliedervereeichnisse von Genossenschaften. Die Gebühr für die Nachführung
der Mitglieder-Verzeichnisse von Genossenschaften (Art. 702 0. R.) betrug bisher Fr. 1

bis 5. Ks war dabei dem Ermessen der Registerführer oder deren Aufgichtsbehörden
anheimgestellt, zu bestimmen, wie die Gebühr innerhalb dieser Grenzen für den einzelnen
Fall zu berechnen sei. Um das diesbezügliche Verfahren zu einem einheitlichen zu
machen und gleichzeitig den Anforderungen der Billigkeit Rechnung zu tragen, haben
wir diese Bestimmung dahin abgeändert, daß für je zehn einzuschreibende oder zu
löschende Namen oder für Bruchthoile einer Serie von zehn Personen Fr. I zu beziehen
ist. Damit ist, kaum mit Unrecht, das Maximum von Fr. ß beseitigt.

5) Löschungen und Aenderungen in Verbindung mit Neueintragungen, a. Eine
Löschung oder Aenderung, die mit einer Neueintragung verbunden igt, soll künftig nur
dann gebührenfrei stattfinden, wenn beide Vorgänge in einem und demselben Register
zur Kintragung gelangen können. Wenn die Neueintragung (z. B. beim Domizilwechsel)
in einem andern Registerbezirk stattfinden muß als die Löschung, so sind sowohl die
Kintragungs- als die Löschungsgebühren zu entrichten. Zu einem anderen Vorfahren
liegt kein Grund vor, da in jedem der beiden Register Eintragungen und über beide
Eintragungen Publikationen erfolgen müssen.

b. Beim Aufhören einer Firma in Folge Uehergangs des Geschäftes auf eine andere
Firn» kann die Löschung nur dann gebührenfrei stattfinden, wenn Aktiva und Passiva
der erloschenen Firma von der neuen Firma übernommen werden. In jedem anderen
Falle existirt kein innerer Znsammenhang zwischen den beiden Firmen und daher auch
kein Grund zur Ermäßigung der zu entrichtenden Gebühren.
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Circulaire du conseil federal
ä

tous les 6tats confederes

concernant

le rfigleient sur le reaistre fln commerce et la M!e officielle da commere da 6 mai 1890,

(Du 11 juillet 1890.)

Fidiles et chers confederes,
Dds longtemps, le reglement du 29 aoüt / 7 ddcembre 1882 sur le registre et la

feuille offlcielle du commerce demandait line revision. Elle est devenue indispensable
aujourd'hui, par suite de l'adoption de la loi federale du 11 ddcembre 1888, completant
les dispositions du code des obligations relative's au registre du commerce.

Nous avons en consequence ddictd un nouveau rbgliment sur la matiere. II tient
compte des lacunes que la pratique a revele s depuis 1883, de la loi du 11 ddcembre 1888
prdcitde, ainsi que de celle du 11 avril 1889 sur la poursuite pour dettes et la faillite.

Nous ne voulons pas enumerer ici tous les points sur lesquels le nouveau reglement

difföre de l'ancien. Nous nous bornons k appeler votre attention sur les dispositions
suivantes.

I. Inspections cnntonales. L'article 2, alinea 3, impose aux autoritds cantonales
de surveillance l'obligation d'examiuer on de faire examiner au moins une fois par an
la gestion des divers bureaux du regislre. Nous avons cru devoir ddicter cette
disposition en raison du fait que malheureusement nombre de bureaux ne sont pas ad-
ministres comme ils devraient l'etre et que lei autorites föderales ne peuvent, ä leur
regret, inspecter annuellement qu'une failde partie des 113 bureaux existants.

La loi föderale sur la poursuite pour dettes et la faillite, si intirii' ment lice it
l'institution du registre du commerce, impose dans la meme mesure aux autoritds
cantonales de surveillance l'obligation d'examiner la gestion des offices de poursuites et de

faillites.
II. Substituts des proposes au registre. Aux termes de l'article 2, les autorites

cantonale3 sont tenues d'adjoindre ä chaque propose au registre un Substitut nomme h

titre permanent. Cette mesure est de rigueur. Le prdpose se trouvant empee're, il faut
quelqu'un pour expedier les affaires, ce qui malheureusement n'a pas toujours dtd le cas

precedemment.
Pour le cas oü ces Substituts n'existeraient pas encore dans votre canton, nous

vous prions de vouloir bien les instituer et porter leur nomination it la connaissance de

notre departement de justice et police, au plus tard d'ici ä l'entrde en vigueur du
nouveau rdglement.

III. Obligation de s'inscrire. L'article 3 de la loi federale completant les

dispositions du code des obligations concernant le registre du commerce (du 11 ddcembre
1888) remet au conseil federal les mesures ä prendre pour assurer l'accomplissement
uniforme de l'obligation de l'inscription. L'article 13 du rdglement s'efforce de satis-
faire ä cette exigence, en soumettant l'obligation ä des normes ddtermindes. II n'est
point necessaire de fixer un critere lorsqu'il s'agit des entreprises que leur nature mdme
soumet it l'inscription, telles l'entremise de ventes et d'achats, l'exploitation ou l'entre-
mise d'opdrations d'argent, de change, d'effets de commerce et de bourse, l'expcdition
de personnes, d'objets, etc., la tenue d'agences de placement, d'dtablissements de prets
sur gage, etc., les entreprises d'assurance (article 13, chiffre 1, lettres b it f).

Par contre, il y avait lieu dc prdciser l'obligation de l'inscription lorsqu'il s'agit
des autres genres d'affaires dont parle l'article 13 du rdglement. Nous y avons pourvu
en soumettant k l'inscription:

1° les entreprises commerciales qui comprennent l'achat et la vente d'objets quel-
conques (reglement, article 13, chiffre 1, lettre a), lorsque les marchandises en
magasin rcpresentent en moyenne une valeur d'au moins fr. 2000 et que la vente
annuelle (recette brute de l'annee) ne reste pas införieure ä fr. 10,C 00;

2° les entreprises industrielles et les autres metiers cxploitds en la forme commerciale
(rdglement, article 13, chiffre 2, et chiffre 3, lettres a k d), mais sans avoir de
marchandises en magasin, lorsque la vente annuelle ou la valeur des produits
annuels atteint le chiffre de 10,000 francs.

De cette fagon, la täche qui incombe au conseil federal en vertu de l'article 3 de

la loi föderale du 11 decembre 1888 se trouve ä nos yeux resolue pour le moment de

la maniere la plus conforme aux exigences de la loi

IV. Division du registre du commerce. A teneur de l'article 12, le registre du
commerce se divise en trois parties, le registre principal, le registre special et le registre
pour l'inscription des procurations non commerciales.

Cette division en trois parties n'implique pas en realite une modification de l'ctat
de choses actuel. Nous nous rdferons ä ce sujet aux explications donnees sous chiffre X,
touchant le registre pour l'inscription des procurations non commerciales (registre C).

V. Bepertoire alphabetize. L'article 39 de la loi föderale sur la poursuite pour
dettes et la faillite rend indispensable la tenue d'une liste do toutes les personnes ins-
crites au livre analytique, en outre du repertoire du livre analytique et de celui du
registre special. Cette liste indiquera les nom et prdnoms, lieu d'origine et de domicile
des intcressds, ainsi que la maison ä laquelle ils appartiennent et la qualite en laquelle
ils sont inscrits. Une rubrique speciale indiquera si la personne est soumise it la pour-
suite pour dettes pour effets de change et par voie de faillite (article IG, lettre b).
Lorsqu'une personne vient ä etre radföe, il faut aussi indiquer la date ii laquelle la
radiation a dtd publiee dans la feuille officielle du commerce. Cette formalite, necessaire

en raison de l'article 40 de la loi sur la poursuite, permettra de fixer le ddlai de six
mois durant lequel la pirsonne radiee demeure encore sujette, aprds radiation, k la
poursuite par voie de faillite. Le departement de justice et police dressera un formulaire
pour l'etablissement de cette liste et vous l'enverra pour etre remis aux bureaux du

registre.
II y aura lieu de faire des relevds non seulement de ces liates k crder, mais aussi

des repertoires alphabetiques des raisons inscrites au registre principal (Ai, tels qu'ils
sont dejät tenus en vertu de l'article 11 de l'ancien reglement. Los repertoires eux-memes
doivent etre epures, e'est-a-dire les raisons eteintes y seront rayees ä l'encro rouge.
II y aura lien dgalement d'indiquer ä l'avenir, pour chaque raison dteinte, le jour oil
la radiation aura dtd publiee dans la feuille officielle du commerce.

Quant aux listes des personnes inscrites au registre special (B), il faut aussi en
faire des relevds.

Les relevds de ces trois listes seront expedids en autant d'exemplaires que besoin

sera, e'est-h-dire de fagon k pouvoir etre remis k tous les offices de poursuite pour
dettes. Toutefoi3, on n'y inscrira que les personnes et les raisons non radices au
lor juillet 1891. Quant aux raisons et aux personnes radices postdrieuremeut au
1" juillet 1891, la radiation sera accompagnde de la date k laquelle elle aura dtd

publiee.
Les duplicata de ces listes seront expddies par les proposes au registre d'ici au

31 ddcembre 1891, afin de pouvoir etre remis aux offices de poursuites il ce moinent-la,
e'eat-h-dire k l'entrde en vigueur de la loi sur la poursuite pour dettes et la faillite. A
partir du Ier janvier 1892, la mise k jour incombera aux offices de poursuites. A cet
effet, la feuille oificiello du commerce leur sera envoyde gratuitement (article 48 du
reglement sur le registre et la feuille officielle du commerce).

VI. Genre de commerce et local d'exploitation. Les prdposds au registre ne sont
tenus aujourd'hui de consigner les indications sur le genre de commerce et le local
Sexploitation que si la demande en est faite par les personnes qui requidrent
l'inscription. L'article 21, alinda 4, rendra ces indications obligatoires. Lien que 1* loi elle-
meme n'ait pas expressdment exigd ces mentions, on ne peut les abandonner au bon
vouloir des requerants. En fait, Vindication du genre de commerce ebt une partie, et
non la moins importante, de l'inscription elle-meme et n'a jusqu'ici dtd laissee de cötd
qu'ä de tres rares exceptions prds. Et encore, lorsqu'on l'a omise, n'dtait-ce pas
toujours pour les motifs les plus avouables. Au reste, la question de l'obligation de se faire
inscrire ddpend precisement, au fond, de la nature meme des opdrations. Dans bieu des

cas, la loi veut expressdment qu'il en soit fait mention (socidtd par actions, association).
Quant au local d'exploitalion, il demande h dtre connu, ne serait-ce que pour le cas de

poursuites.
VII. Listes d'associations. L'article 21 rdgle la proeddure 4 suivre pour

l'inscription et la radiation des inembres d'associations personnellement et solidairement

responsables. Les prescriptions antdrieures ne contenaient que des indications relatives
ä l'dtablissement du registre; elles ne visaient, en aucune fai;on, la manidre de proedder
aux inscriptions elles-mdmes et de conserver les pidces.

VIII. Inscriptions d'office. Les articles 25, 26 et 27 arrdtent les prescriptions
sur la manidre de proedder contre les personnes tenues de se faire inscrire et qui ne
remplissent pas cotte formalitd, ainsi que sur les inscriptions d'office, le tout en con-
formitd de l'article 2 de la loi compldmentaire du 11 ddcembre 1888.

IX. En ce qui.concerne les modifications apportdes par l'article 28 aux prded-
dentcs dispositions sur la manidre de proedder aux radiations d'office, il y a lieu d'ob-
server ce qui suit:

1° Badiations d'office. Par l'adjonction au chiffre 2 des mots: „ou aient pu y
dtre contraints par le prdposd au registre", les prdposds sont derechef mis en demeure
d'astreindre les retardataires, — et cela d'office en vertu de l'article 875 C. 0., — d,

remplir l'obligation imposde par l'article S66 C. 0., c'est-4-dire a requerir la radiation
d'une raison ayant cessd d'etre exercde. La radiation d'office est un expedient destind
a dliminer du registre les raisons eteintes; il ne faut y avoir recours que lorsque, par
tel ou tel motif (absence, etc.), les personnes tenues de requdrir la radiation ne peuvent
etre amendes ä remplir ellcs-memes cette formalite.

A teneur do l'article 864 G. 0. (article 25 du rdglement), on peut, au moyen
d'amendes, exercer une contrainte contre Its personnes tenues de requdrir l'inscription
d'un fait se rapportant au registre du commerce. Le prdposd ne doit done pas rester
dans l'expectativo et n'agir que lorsqu'il y a lieu do proedder il la radiation d'office.
II doit, au contraire, s'appliquer il prdvenir, autant que possible, le cas oil la radiation
doit dtre opdrde d'office, conformdment il l'article 28, chiffre 2, du rdgleraent.

2° Cooperation des autoriUs communales. A cet effet, les prdposds au registre
devront se mettre en relations suivies avec les autoritds communales, afin que ces auto-
ritds puissent toujours leur fournir en temps voulu les informations ndcessaires touchant
l'etablissement ou le ddpart des personnes exerqant une profession industrielle ou
commerciale. Les autoritds cantonales supdrieures feront bien de donner aux autoritds
communales des instructions en consdquence, car, sous ce rapport, le bon vouloir de ces
autoritds a, jusqu'ici. laisfö beaucoup it ddsirer en bien des endroits.

II va sans dire que la prescription de l'article 28, ä teneur de laquelle la radiation
a lieu d'office lorsqu'il s'est dcould un an, ne doit pas dtre iaterpretde ü la lettre. Malgre
toute la vigilance possible, un prdposd au registre peut fort bien n'avoir connaissance
de la mort ou du ddpart d'un chef de nriison qu'aprds l'expiration d'une annde. Dans
ce cas, il ne doit pas opdrer la radiation immediatement et sans autre, mais voir aupara-
vant si, effectivement, il n'existe plus aucune personne tenue de la requerir (G. 0.,
article 866) et pouvant dtre affreinte k remplir cette formalitd.

3° Badiation operee par suite d'un jugement. L'article 21, chiffre 3, de l'ancien
reglement etait ainsi conqu:

„La radiation des raisons de commerce inscrites au registre a lieu d'office lors-
qu'elle a dtd ordonnde par jugement."

A teneur de l'article 28, chiffre 4 du nouveau reglement la radiation opdrde par suite d'un
jugement ne peut avoir lieu d'office k l'avenir que si le jugement a dtd rendu & l'instance ud'n
tiers procedant contre la raison (ainsi conformdment aux articles 898, 710, 876 C. 0.)
Dans les cas oil les membres do socidtds en nom collectif ou en commandite en appellent
aux tribunaux pour obtenir la dissolution de la socidtd et oil la radiation de la raison
est ordonnde par jugement, il n'y a aucun motif d'operer la radiation d'office et gratuitement.

Ici, e'est exclusivement le socidtaire qui k un interet ä Ja radiation et qui peut,
se fondant sur le jugement, exiger la radiation contre paiement des dmoluments rdgle-
mentaires, tans la coopdration du ou des autres societaires.

X. Begistre C. Le registre „C" semble dtre une innovation; en rdalite ce n'est
autre que le cahier ddjl institue par l'article 16 de l'ancieu rdglement pour l'inscription
des fondds de procuration constituds en vertu de l'article 422, 3m* alinda, du code des
obligations. Ce registre ayant jusqu'ici dtd omployd dans un grand nombre de bureaux
pour l'inscription des fondds de procuration constitute en vertu des alindas 1 et 2 de
ce meme article 422, lesquels doivent dtre inscrits au livre analytique, au chapitre de
la raison qui les a constituds, sous la rubrique „Reprdsentants et fondds de procuration",
il a fallu le traiter il part dans le nouveau rdglement (articles 12, 36 et 37).

XI. Emoluments. En ce qui concerne les dmoluments, on a dü. apporter quelques
modifications au tarif actuel:

1° Baisons individuelles. L'ancien rdglement ne prdvoyait aucun dmolument pour
les modifications se rapportant aux raisons individuelles. C'dtait Id, une erreur. On ne
voit pas pourquoi les modifications de cette categorie devraient avoir lieu gratuitement,
ainsi que l'ancien rdglement paraissait l'admettre. Dans la pratique, ces modifications
(changement de domicile du titulaire, modification apportde dans les locaux affectds ii
l'exploitation ou dans la nature de l'entreprise, transfert du sidge de l'dtablissement en
un autre endroit du meme arrondiesement de registre, etc.) ont toujours justifid, voici
bientöt cinq ans, la perception d'un emolument. L'article 38 fixe dordnavant cet
dmolument ii fr. 3.

2° Membres des directions d'associations. On a dö ddicter des dispositions spdciales
pour les membres des directions d'associations. A teneur de l'article 696 C. 0., ces
membres doivent tous etre inscrits au registre du commerce. De son cdte, l'article 861 G. 0.
prescrit aussi l'inscription des changements survenus dans le personnel des directions
d'associations. Comme les membres de ces directions ne sont gdndralement nonimds que
pour une periode relativement courte et que les directions se composent ordinairement
d'un nombre de personnes assez dlevd, les associations (erigees pour la plupart en vue
des besoins de 1'agriculture) se trouvaient etre taxees par ces inscriptions d'une faijon
exagdrde. A teneur des anciennes dispositions, l'dmolument pour les inscriptions de ce

genre dtait de 5 francs par personne. La pratique a, il est vrai, apporte un temperament

ii cet dtat de choses, en ce sens que, dans tous les cas oh la somme calculde en
application do cette taxe venait k exedder le chiffre reprdsentd par les dmoluments fixds

pour lea modifications en gendral (10, 25, ou 50 francs), on percevait ces derniers. De
cette fagon, l'dmolument ne ddpassait que rarement la somme de 10 francs. Toutefois,
meme cette somme paraissait encore trop dlevee.

Nous avons en consdquence fixe d'une manidre uniforme k 5 francs la taxe
description pour les changements qui surviennent dans le personnel des directions
d'associations, quel que soit le nombre des personnes. II n'y a done plus lieu de prendre
en considdration, k l'egard de ces inscriptions, la question de savoir si lo changement
survenu porte sur une ou plusieurs personnes et si ces personn> s sont autorisees ä signer
au nom de l'association.

Rien de notre part ne s'oppose k ce que vous donniez pour instruction k vos
prdposds au registre de proedder d'ores et ddjüi en application de ce principe, sans attendre
la mise en vigueur du nouveau rdglement.

3° Modifications relatives aux societes primes au titre 28 C. 0. Comme pour
les associations, on ne peut exiger pour les socidtes prdvues au titre 23 G. 0., lorsqu'il
s'agit de changements apportds dans la constitution des pouvoirs de reprdsentation, les
dmoluments fixes pour les radiations et inscriptions des autorisations et procurations.
L'dmolument fixe de 3 francs perju jusqu'ici dans la pratique se trouve sanctionnd par
le nouveau rdglement.

4° Catalogue des membres d'associations. L'dmolument pour la mise il jour du
tableau des membres d'associations (C. 0. article 702) s'dlevait prdcdlemment il la somme
de 1 il 5 francs. C'dtait aux prdposds ou a leurs autoritds de surveillance qu'il appartenait
de determiner dans ces limites, et suivant leur libre apprdciation, il quel chiffre l'dmolument

devait dtre fixd pour chaque cas spdcial. Afin d'uniformiser ce mode de proedder
et de le rendre conforme aux exigences de l'equitd, nous avons modifid cette disposition,
en ce sens qu'il y a lieu de percevoir la somme de 1 franc pour chaque serie ou fraction
de sdrie de 10 noms ii inscrire ou k radier. Ainsi disparait, et avec raison, le maximum
de 5 francs.

5° Badiations et modifications Hees ä de rtouvelles inscriptions, a. Une radiation
ou une modification qui se lio k une inscription nouvclle ne doit avoir lieu gratuitement
ii l'avenir que si les deux operations peuvent se faire sur un seul et mdme registre. Si
la nouvelle inscription (par exemple en cas de changement de domicile)

_

doit se faire
dans un autre arrondissement que la radiation, il y aura lieu de percevoir tant
l'dmolument d'inscription que celui de radiation. II n'existe pas de motif de proedder differem-
ment, attendu qu'une inscription doit avoir lieu dans chacun des deux registres et que
chacune de ces inscriptions entraine une publication.

6. Lorsqu'une raison cesse d'exister, la maison passant en d'autres mains, la
radiation ne peut avoir lieu gratuitement que si l'actif et le passif de la raison dteinte
sont repris pour la nouvelle maison. Dans tout autre cas, il n'existe pas entre les deux
raisons un lien süffisant pour motiver la rdduction des emoluments.
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